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Wirtschaftliche

Aufklärungspflicht 

Rechtsanwalt Dr. Thomas Motz

Medizinrechtsanwälte e.V.

§ 630c Mitwirkung der Vertragsparteien; 
Informationspflichten

(3) Weiß der Behandelnde, dass eine 
vollständige Übernahme der 
Behandlungskosten durch einen Dritten 
nicht gesichert ist oder ergeben sich nach 
den Umständen hierfür hinreichende 
Anhaltspunkte, muss er den Patienten vor 
Beginn der Behandlung über die 
voraussichtlichen Kosten der Behandlung in 
Textform informieren. Weitergehende 
Formanforderungen aus anderen 
Vorschriften bleiben unberührt.
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Wirtschaftliche

Aufklärungspflicht 

- Normzweck

Rechtsanwalt Dr. Thomas Motz
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• Falscher Begriff: wirtschaftliche Aufklärungspflicht vor der 
Nominierung, danach wirtschaftliche Informationspflicht 
(instruktiv Beck, Wirtschaftliche Aufklärungspflicht nach §
630 Abs.3 BGB – eine dogmatische und 
rechtsvergleichende Untersuchung, Heidelberg 2021 
https://journals.ub.uni-
heidelberg.de/index.php/studzrwo/article/view/85608)

• Vertragliche Nebenpflicht

• Keine Vermögensbetreuungspflicht: Voraussetzung ist ein 
Informationsgefälle zwischen Behandler und Patient

• Informationspflicht (Anlassbezogen, nur bei 
Informationsgefälle), keine allgemeine Beratungspflicht

• Schutzgut ist nicht das Vermögen des Patienten, sondern 
die Entscheidungsfreiheit des Patienten in Bezug auf die 
wirtschaftlichen Folgen eines medizinischen Eingriffs

• Vorvertraglicher Charakter
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Aufklärungspflicht –

Tatbestandsvorausset-

zungen
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• Fehlende Sicherheit hinsichtlich der vollständigen 
Übernahme der Behandlungskosten

− Klar: IGeL, Wahlleistungen für GKV-Patienten

− Problematisch: fehlende Indikation, 
Zweifelhaftigkeit der Notwendigkeit der 
Behandlung (OLG Köln GesR 2014, 93: Unterlässt 
ein behandelnder Arzt gegenüber dem Patienten 
eine Aufklärung darüber, dass eine von ihm 
vorgesehene Behandlung über das Maß des 
medizinisch Notwendigen hinausgeht, so ist er 
seinem Patienten gegenüber zum Schadensersatz 
wegen vertraglicher Pflichtverletzung verpflichtet. 
Der Schaden umfasst dabei auch die Kosten dieser 
medizinisch nicht indizierten Behandlung. Dabei 
entsteht eine Aufklärungspflicht schon dann, wenn 
nicht gesichert ist, ob die Krankenversicherung des 
Patienten für die Behandlungskosten aufkommen 
wird)
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• Rechtsgrund: Kenntnis oder Erkennbarkeit fehlender 
Kostenübernahme – Wissensvorsprung des Behandlers

− Positive Kenntnis des Arztes: frühere Differenzierung 
zwischen GKV und PKV hinfällig (Rechtsgrund ist der 
Informationsvorsprung des Behandlers; a.A. BGH NJW 
2020, 1211ff.: Behandler kennt die in der GKV 
maßgeblichen Richtlinien des GBA, in der PKV müsse 
sich der Patient selber nach den Grenzen des 
Versicherungsschutzes erkundigen (gleiches gelte für die 
Beihilfe)

− Erkennbarkeit fehlender Kostenübernahme: keine 
Informationsbeschaffungspflicht
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1. Die in § 630c Abs. 3 Satz 1 BGB kodifizierte Pflicht des 
Behandlers zur wirtschaftlichen Information des 
Patienten soll den Patienten vor finanziellen 
Überraschungen schützen und ihn in die Lage 
versetzen, die wirtschaftliche Tragweite seiner 
Entscheidung zu überschauen. Sie zielt allerdings nicht 
auf eine umfassende Aufklärung des Patienten über die 
wirtschaftlichen Folgen einer Behandlung. 

2. Der Arzt, der eine neue, noch nicht allgemein 
anerkannte Behandlungsmethode anwendet, muss die 
Möglichkeit in den Blick nehmen, dass der private 
Krankenversicherer die dafür erforderlichen Kosten 
nicht in vollem Umfang erstattet.

3. Die Beweislast dafür, dass sich der Patient bei 
ordnungsgemäßer Information über die 
voraussichtlichen Behandlungskosten gegen die in Rede 
stehende medizinische Behandlung entschieden hätte, 
trägt nach allgemeinen Grundsätzen der Patient. Eine 
Beweislastumkehr erfolgt nicht. (BGH, Urt. v. 
28.01.2020, Az.: VI ZR 92/19, NJW 2020, 1211ff.)

7



Contoso
S u i t e s

Wirtschaftliche

Aufklärungspflicht –

Tatbestandsvorausset-

zungen

Rechtsanwalt Dr. Thomas Motz

Medizinrechtsanwälte e.V.

Problem Kausalität:

Keine Beweislastumkehr zugunsten des Patienten – anders 
als in Kapitalanlagefällen ist die Interessenlage nicht nur 
eine wirtschaftliche, sondern hängt von vielen Faktoren ab:

Bei dieser Entscheidung steht nicht die wirtschaftliche Disposition 
im Vordergrund, sondern die von einer Vielzahl von Faktoren 
abhängige und nur von jedem Patienten individuell unter 
Berücksichtigung seiner persönlichen Vorstellungen, Wünsche und 
Prioritäten zu beantwortende Frage, ob ihm die ins Auge gefasste 
Behandlung so viel wert ist, dass er sie trotz des Umstands in 
Anspruch nehmen möchte, dass eine vollständige Übernahme der 
Behandlungskosten durch einen Dritten nicht gesichert ist (vgl. 
BGH, Urteil vom 1. Februar 1983 - VI ZR 104/81, Rn. 9 "Abwägung 
des Für und Wider"). In diese Entscheidung fließen typischerweise 
auch medizinische Gesichtspunkte ein, wie beispielsweise die Dauer 
und Intensität des Leidensdrucks, die Ausschöpfung anderer 
Behandlungsmöglichkeiten ebenso wie verfügbare 
Behandlungsalternativen und die mit ihnen verbundenen Nachteile. 
(BGH, a.a.O.)
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Zahnarzthonorar ist klassisches Thema der wirtschaftlichen 
Aufklärungspflicht:

1. Entscheidung, in der wirtschaftliche Aufklärung durch den 
(Zahn-)arzt gefordert wurde AG Köln, NJW 1980, 1756f.:

Aufgrund der ihm obliegenden Aufklärungspflicht ist ein Arzt, der einen 
pflichtversicherten Patienten zur Behandlung annimmt, gehalten, den 
Patienten auf die Möglichkeit eines zu erstattenden Selbstkostenanteils 
hinzuweisen, sofern die voraussichtlichen Behandlungskosten den 
Erstattungsbeitrag der Krankenversicherung übersteigen.

2. Je kostenaufwändiger die Behandlung, desto 
schutzbedürftiger der Patient – aus dem Urt. des OLG 
Celle, Urt. v. 30.01.2017 Az.: 1 U 15/16

Angesichts des Umstands, dass der Beklagte gesetzlich 
krankenversichert ist, der Streithelfer hiervon wusste (vgl. Anlage K 3, 
Bl. 93 d.A.) und die Gesamtkosten mit insgesamt 103.171,65 Euro 
(Anlage K 2, Bl. 92 d.A.) in exorbitanter Weise von denen einer 
Standardkassenbehandlung abweichen, sind strengste 
Anforderungen an eine wirtschaftliche Aufklärung zu stellen. Um den 
Schutzzweck der Pflicht zur wirtschaftlichen Aufklärung zu erfüllen, 
müssen die Anforderungen an die Informationspflicht umso höher 
sein, je weiter sich die Kostenforderung von der Kostenforderung 
einer Grundversorgung entfernt. Je weiter sich die tatsächliche 
Forderung von den Kosten einer Grundversorgung entfernt, desto 
gravierender sind die wirtschaftlichen Folgen für den Patienten und 
desto erkennbarer ist für den Behandler, dass Dritte für die Kosten 
nicht mehr aufkommen werden
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Der Senat teilt vorliegend die Ansicht der Kammer und des 
Sachverständigen, dass es völlig unverständlich und als 
grober Behandlungsfehler zu werten ist, dass der 
Streithelfer den Beklagten nur zwei Tage nach der 
Erstvorstellung einem derart umfangreichen und 
kostenintensiven Eingriff unterzogen hat (vgl. hierzu 
Seite 10 Sachverständigengutachten vom 2. Mai 2014). 
Dies gilt umso mehr, wie der Sachverständige ausgeführt 
hat, als es hier Behandlungsalternativen gab, die zudem 
erheblich kostengünstiger gewesen wären. Die Vorlage der 
insgesamt 57 Formulare mit umfangreichen 
Behandlungsschritten und den zugehörigen Kosten 
innerhalb von drei Tagen zur Unterschrift kann eine 
Aufklärung nicht mehr gewährleisten. Diese große Zahl an 
Unterlagen in einer so kurzen Zeit gewährleistet nicht eine 
vernünftige Aufklärung, die dem Patienten die Möglichkeit 
gibt, den Behandlungsvorgang wie die zu erwartenden 
Kosten zu durchschauen und abzuwägen (OLG Celle, a.a.O.)
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Aus der Entscheidung des BGH, Urt. v. 28.01.2020, Az.: VI 
ZR 92/19:

Der Beklagte ist Chirurg. Er leitet ein ambulantes 
Venenzentrum, das auf die minimalinvasive Behandlung 
von Venenleiden spezialisiert ist. Am 10. Dezember 2013 
ließ die Ehefrau des Klägers (nachfolgend: Patientin) beim 
Beklagten eine Behandlung ihrer Krampfadern nach dem 
"VenaSeal closure System" durchführen. Diese neu 
entwickelte Behandlungsmethode zielt auf einen 
dauerhaften Verschluss der erkrankten Venen durch die 
Einbringung von Bio-Klebstoff ab. Zu diesem Zweck wird 
über eine kleine Eintrittsstelle ein Katheter in die Vene 
eingeführt, über den der Klebstoff nach und nach 
abgegeben wird. Eine Narkose ist nicht erforderlich. 
Hautschnitte werden nicht vorgenommen, so dass keine 
Narben entstehen. Nach dem Eingriff ist auch das Tragen 
vom Kompressionsstrümpfen nicht notwendig.
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• Gesetz über die Entgelte für voll- und teilstationäre Krankenhausleistungen 
(Krankenhausentgeltgesetz - KHEntgG)
§ 17 Wahlleistungen

• (1) Neben den Entgelten für die voll- und teilstationäre Behandlung dürfen andere 
als die allgemeinen Krankenhausleistungen als Wahlleistungen gesondert berechnet 
werden, wenn die allgemeinen Krankenhausleistungen durch die Wahlleistungen 
nicht beeinträchtigt werden und die gesonderte Berechnung mit dem Krankenhaus 
vereinbart ist. Diagnostische und therapeutische Leistungen dürfen als 
Wahlleistungen nur gesondert berechnet werden, wenn die Voraussetzungen des 
Satzes 1 vorliegen und die Leistungen von einem Arzt oder bei 
psychotherapeutischen Leistungen von einer Psychotherapeutin oder einem 
Psychotherapeuten, von einer Psychologischen Psychotherapeutin oder einem 
Psychologischen Psychotherapeuten oder von einer Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeutin oder einem Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten erbracht werden. Die Entgelte für Wahlleistungen 
dürfen in keinem unangemessenen Verhältnis zu den Leistungen stehen. Die 
Deutsche Krankenhausgesellschaft und der Verband der privaten 
Krankenversicherung können Empfehlungen zur Bemessung der Entgelte für 
nichtärztliche Wahlleistungen abgeben. Verlangt ein Krankenhaus ein unangemessen 
hohes Entgelt für nichtärztliche Wahlleistungen, kann der Verband der privaten 
Krankenversicherung die Herabsetzung auf eine angemessene Höhe verlangen; 
gegen die Ablehnung einer Herabsetzung ist der Zivilrechtsweg gegeben.

• (2) Wahlleistungen sind vor der Erbringung schriftlich zu vereinbaren; der Patient ist 
vor Abschluss der Vereinbarung schriftlich über die Entgelte der Wahlleistungen und 
deren Inhalt im Einzelnen zu unterrichten. Abweichend von Satz 1 können 
Wahlleistungen vor der Erbringung auch in Textform vereinbart werden, wenn der 
Patient zuvor in geeigneter Weise in Textform über die Entgelte der Wahlleistung und 
deren Inhalt im Einzelnen informiert wird. Die Art der Wahlleistungen ist der 
zuständigen Landesbehörde zusammen mit dem Genehmigungsantrag nach § 14 
mitzuteilen.
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• (3) Eine Vereinbarung über wahlärztliche Leistungen erstreckt sich auf alle an der 
Behandlung des Patienten beteiligten angestellten oder beamteten Ärzte des 
Krankenhauses, soweit diese zur gesonderten Berechnung ihrer Leistungen im 
Rahmen der vollstationären und teilstationären sowie einer vor- und nachstationären 
Behandlung (§ 115a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) berechtigt sind, 
einschließlich der von diesen Ärzten veranlassten Leistungen von Ärzten und ärztlich 
geleiteten Einrichtungen außerhalb des Krankenhauses; darauf ist in der 
Vereinbarung hinzuweisen. Ein zur gesonderten Berechnung wahlärztlicher 
Leistungen berechtigter Arzt des Krankenhauses kann eine Abrechnungsstelle mit der 
Abrechnung der Vergütung für die wahlärztlichen Leistungen beauftragen oder die 
Abrechnung dem Krankenhausträger überlassen. Der Arzt oder eine von ihm 
beauftragte Abrechnungsstelle ist verpflichtet, dem Krankenhaus umgehend die zur 
Ermittlung der nach § 19 Abs. 2 zu erstattenden Kosten jeweils erforderlichen 
Unterlagen einschließlich einer Auflistung aller erbrachten Leistungen vollständig zur 
Verfügung zu stellen. Der Arzt ist verpflichtet, dem Krankenhaus die Möglichkeit 
einzuräumen, die Rechnungslegung zu überprüfen. Wird die Abrechnung vom 
Krankenhaus durchgeführt, leitet dieses die Vergütung nach Abzug der anteiligen 
Verwaltungskosten und der nach § 19 Abs. 2 zu erstattenden Kosten an den 
berechtigten Arzt weiter. Personenbezogene Daten dürfen an eine beauftragte 
Abrechnungsstelle außerhalb des Krankenhauses nur mit Einwilligung der 
betroffenen Person übermittelt werden. Für die Berechnung wahlärztlicher 
Leistungen finden die Vorschriften der Gebührenordnung für Ärzte oder der 
Gebührenordnung für Zahnärzte entsprechende Anwendung, soweit sich die 
Anwendung nicht bereits aus diesen Gebührenordnungen ergibt.

• (4) Eine Vereinbarung über gesondert berechenbare Unterkunft darf nicht von einer 
Vereinbarung über sonstige Wahlleistungen abhängig gemacht werden.

• (5) Bei Krankenhäusern, für die die Bundespflegesatzverordnung gilt, müssen die 
Wahlleistungsentgelte mindestens die dafür nach § 7 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4, 5 und 7 der 
Bundespflegesatzverordnung in der am 31. Dezember 2012 geltenden Fassung 
abzuziehenden Kosten decken.
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Voraussetzungen also für wirksame Wahlleistungsvereinbarungen:

• Vertrag/Schriftform: früher von beiden unterzeichnet, jetzt 
genügt eine Texterklärung (Unterschrift empfohlen)

• Vereinbarung vor der Leistungserbringung

− Problem: Entscheidungssituation (oft keine 
Überlegungsmöglichkeit; von ärztlicher Seite wird sogar 
Nachgenehmigung bei bewußtlosen Patienten in Erwägung 
gezogen)

• Unterrichtung über Entgelte im Einzelnen (dazu sogleich)

• Hinweis auf Bündelungsprinzip: § 17 Abs. 3 Satz 1 KHEntgG -
gleichlautend zu § 22 Abs. 3 BPflV - legt fest, dass sich die Ver-
einbarung über wahlärztliche Leistungen auf alle an der 
Behandlung des Patienten beteiligten angestellten oder 
beamteten Ärzte des Krankenhauses erstreckt, soweit diese zur 
gesonderten Berechnung ihrer Leistungen im Rahmen der 
vollstationären und teilstationären sowie einer vor-
und nachstationären Behandlung (§ 115 a SGV V) berechtigt 
sind, einschließlich der von diesen Ärzten veranlassten 
Leistungen von Ärzten und ärztlich geleiteten Einrichtungen 
außerhalb des Krankenhauses.
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Voraussetzungen also für wirksame Wahlleistungsvereinbarungen -
Einhaltung:

• Delegation möglich (nicht die Kernleistungen)

• Eigene Leistung

• Namentliche Benennung des ständigen Vertreters (BGH, Urt. v. 
20.12.2007, Az.: III ZR 144/07) – mehrere ständige Vertrter möglich

• Nur bei unvorhersehbarer Verhinderung oder durch 
Individualvereinbarung

− Frühzeitige Unterrichtung

− Gesonderter Hinweis

− Belehrung über Alternativen

Folgen unzureichender Wahlleistungsvereinbarungen:

• Nichtigkeit

• u.U. Schadensersatzanspruch des liquidationsberechtigten Arztes 
gegenüber dem Krankenhaus

• Haftung auch dann, wenn Behandlung fehlerfrei erfolgt ist (Arg.: 
mangelnde Einwilligung, BGH
NJW 2016, 3523) – kein Einwand rechtmäßigen Alternativverhaltens

• Strafrecht: fahrlässige Körperverletzung, Abrechnungsbetrug bei 
Abrechnung als Wahlleistung
(LG Aschaffenburg, Urteil v. 29.10.2013 (KlS 104 Js 13948/07)

• Verlust des Honoraranspruchs
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Wahlleistungsvereinbarungen müssen laut BGH (Urt. v. 01.02.2007, Az.: III ZR 
126/06MedR 2007, 702) enthalten:

• eine kurze Charakterisierung des Inhalts wahlärztlicher Leistungen, wobei zum 
Ausdruck kommt, dass hierdurch ohne Rücksicht auf Art und Schwere der 
Erkrankung die persönliche Behandlung durch die liquidationsberechtigten 
Ärzte sichergestellt werden soll, verbunden mit dem Hinweis darauf, dass der 
Patient auch ohne Abschluss einer Wahlleistungsvereinbarung die medizinisch 
notwendige Versorgung durch hinreichend qualifizierte Ärzte erhält;

• eine kurze Erläuterung der Preisermittlung für ärztliche Leistungen nach der 
Gebührenordnung für Ärzte bzw. Zahnärzte (Leistungsbeschreibung anhand 
der Nummern des Gebührenverzeichnisses; Bedeutung von Punktzahl und 
Punktwert; Möglichkeit, den Gebührensatz je nach Schwierigkeit und 
Zeitaufwand zu erhöhen); Hinweis auf Gebührenminderung nach § 6 a der 
Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ);

• ein Hinweis darauf, dass die Vereinbarung wahlärztlicher Leistungen eine 
erhebliche finanzielle Mehrbelastung zur Folge haben kann;

• ein Hinweis darauf, dass sich bei der Inanspruchnahme wahlärztlicher 
Leistungen die Vereinbarung zwingend auf alle an der Behandlung des 
Patienten beteiligten liquidationsberechtigten Ärzte erstreckt (vgl. § 22 Abs. 3 
Satz 1 BPflV);

• und ein Hinweis darauf, dass die Gebührenordnung für 
Ärzte/Gebührenordnung für Zahnärzte auf Wunsch eingesehen werden kann; 
die ungefragte Vorlage dieser Gesetzestexte erscheint demgegenüber 
entbehrlich, da diesen für sich genommen kein besonderer Informationswert 
zukommt. Der durchschnittliche Wahlleistungspatient ist auch nicht 
annähernd in der Lage, sich selbst anhand des Studiums dieser umfänglichen 
komplizierten Regelungswerke einen Überblick über die Höhe der auf ihn 
zukommenden Arztkosten zu verschaffen.
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Individuelle Gesundheitsleistungen sind Selbstzahlerleistungen, 
daher kein Schutz des Verbrauchers durch § 630c Abs.3 BGB.

Oft kein medizinischer Nutzen individueller Gesundheitsleistungen:

IGeL-Report 2020:

• Beliebte IGeL (Auszug)

22% Augeninnendruckmessung zur Glaukom-Früherkennung

18% Ultraschall der Eierstöcke zur Krebsfrüherkennung

9% Ultraschall der Brust zur Krebsfrüherkennung

8% Ultraschall (transvaginal) des Bauchraums

…

4% Akupunktur bei Kreuzschmerzen

• nur 19 % der Patienten fragten von sich aus nach IGeL

• 58 % der Leistungen im Monitor erfasst

• etwa 2/3 der bewerteten Leistungen wurden negativ oder 
tendenziell negativ bewertet

• Knapp ¾ der Befragten kennen die Regeln für die Erbringung 
und Abrechnung von IGeL nicht
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Grundsatz:

Es kann kein vernünftiger Zweifel darüber bestehen, daß
ein Vertragsarzt nicht berechtigt ist, für (behauptete oder auch 
tatsächlich bestehende) qualitative Unterschiede bei einer 
bestimmten ärztlichen Behandlungsweise zur Diagnose oder 
Therapie von Krankheiten, die in seiner Praxis verfügbar ist, von 
ihm fachlich beherrscht wird sowie erbracht werden darf und für 
die der EBM-Ä eine Gebühren-Nr enthält und die daher zum 
Gegenstand der vertragsärztlichen Versorgung gehört, von 
Versicherten der gesetzlichen Krankenversicherung private 
Zahlungen zu beanspruchen (vgl §§ 2 Abs 1 und Abs 2 Satz 1, § 3 
SGB V im Leistungsrecht sowie §§ 70 Abs 1, 72 Abs 1 Satz 1 
und Abs 2, 81 Abs 3, 95 Abs 3 SGB V im Kassenarztrecht). Erst 
recht kann nicht ernsthaft zweifelhaft sein, daß - wie hier - das 
systematische Verlangen einer "Zuzahlung" (so ausdrücklich die in 
der Praxis ausgelegte Patientinnen-Information) als Gegenleistung 
für die Erbringung einer ärztlichen Leistung - dh zusätzlich zu einer 
von der KÄV entgegengenommenen vertragsärztlichen 
Honorierung - einen Pflichtverstoß des Vertragsarztes begründet 
und daher im Wege des Disziplinarrechts sanktioniert werden 
kann ( §§ 75 Abs 2 Satz 2, 81 Abs 5 SGB V). (BSG, Urt. v. 
14.03.2001, Az.: B 6 KA 76/00)
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Leistungen, die über das Maß einer medizinisch 
notwendigen ärztlichen Versorgung hinausgehen, dürfen 
Ärztinnen und Ärzte nur berechnen, wenn sie auf 
Verlangen der Patienten erbracht worden sind. Auch für 
diese Leistungen, die nicht dem Leistungsspektrum der 
gesetzlichen Krankenversicherung angehören, darf das 
Honorar jedoch nicht willkürlich festgelegt werden.
Stattdessen ist die Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) 
anzuwenden. Zitat: „Die Abrechnung nach der 
Gebührenordnung für Ärzte erhöht im Interesse der 
zahlungspflichtigen Patienten die Transparenz 
privatärztlicher Liquidationen und zielt auf eine 
angemessene, leistungsgerechte Vergütung. Sie leistet auf 
diese Weise einen Beitrag zum Verbraucherschutz und 
dient damit einem vernünftigen Gemeinwohlgrund in 
geeigneter Weise.“

BGH, Urteil vom 23.03.2006 (Az. III ZR 223/05)
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15 Regeln bei Individuellen Gesundheitsleistungen

Anbieten
1. Kassenleistungen dürfen nicht als IGeL angeboten werden.
2. Arztpraxen dürfen keine IGeL außerhalb ihres Fachgebiets 
anbieten.
3. Leistungen, die eher schaden als nützen, sollten nicht angeboten 
werden.
4. Das Angebot einer Kassenleistung darf nicht vom Kauf einer IGeL
abhängig gemacht werden.

Aufklären
5. Vor der Entscheidung für oder gegen eine IGeL müssen 
Patientinnen und Patienten aufgeklärt werden. Diese Aufklärung 
darf nicht komplett an Medizinische Fachangestellte delegiert 
werden.
6. Die Informationen müssen sachlich, umfassend und verständlich 
sein. Ärztinnen und Ärzte dürfen nur mit Kenntnis der Evidenzlage 
über Vorteile und Nutzen der IGeL informieren. Werden 
Informationsmaterialien eingesetzt, dann sollten diese von 
unabhängigen Anbietern stammen.
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7. IGeL, deren Nutzen nicht belegt sind, sollten nicht als sinnvoll 
dargestellt werden. Wünschen Versicherte IGeL, die nicht sinnvoll 
sind, sollten Ärztinnen und Ärzte ihnen davon abraten oder 
besonders gründlich über Schaden und Nutzen aufklären.
8. Versicherte dürfen nicht zu Gunsten einer IGeL und zu 
Ungunsten einer GKV-Leistung beeinflusst werden.
9. Versicherte dürfen nicht zum Kauf einer IGeL gedrängt oder bei 
der Entscheidung für oder gegen eine IGeL zeitlich unter Druck 
gesetzt werden.
10. Versicherte haben das Recht, eine Zweitmeinung einzuholen. 
Auf dieses Recht sollten sie hingewiesen werden.

Abrechnen
11. Eine IGeL darf nicht ohne schriftlichen Vertrag erbracht und 
abgerechnet werden.
12. Versicherte sind schriftlich über die Kosten einer IGeL zu 
informieren.
13. Versicherte sollen den Vertrag ausgehändigt bekommen.
14. Versicherte müssen eine Rechnung erhalten.
15. Ärztinnen und Ärzte dürfen kein Pauschalhonorar fordern, 
sondern sie müssen sich an die
Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) halten
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Besteht Handlungsbedarf ? 

Es geht um die Sicherung nicht des Vermögens des Patienten, nicht 
um einen Schutz vor unvernünftigen und sinnlosen 
Behandlungsmethoden, sondern die Entscheidungsfreiheit des 
Patienten in Bezug auf die wirtschaftlichen Folgen eines 
medizinischen Eingriffs.

Sind diese Rechte ausreichend geschützt ?

Schutzvorschriften § 630c Abs.3 BGB, § 17 KHEntG, § 3 HWG

Was fehlt ?

- offenbar Kenntnis der bereits bestehenden Patientenrechte, 

- offenbar keine ausreichende Überlegungszeit für eine 
autonome Entscheidung
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Vorschläge der AOK Gemeinschaft zur Stärkung der 
Patientenrechte:

§ 630c Absatz 3 Satz 3 BGB (neu):
Der Behandelnde hat den Patienten darüber hinaus über 
den zu erwartenden medizinischen und individuellen 
Nutzen der angebotenen Behandlung zu informieren.

§ 630e Absatz 1 Satz 3 BGB (neu):
Dies gilt auch für Behandlungen nach § 630c Absatz 3, bei 
denen eine vollständige Übernahme der 
Behandlungskosten durch einen Dritten nicht gesichert ist 
bzw. erfolgt.

Problem hierbei: § 630 c BGB beinhaltet 
Informationspflichten des Behandlers, keine Beratungs-
oder Aufklärungspflichten. Neutrale Information ist nicht zu 
erwarten, und ist auch vor dem Hintergrund des Art 5 
Abs.1 GG (Meinungsfreiheit) kaum zu verordnen. Es geht 
also um die Absicherung von 
Informationsbeschaffungsmöglichkeiten des Patienten. 
Benötigt werden neutrale, objektive Informationen und Zeit 
zur Informationsbeschaffung 
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Eigener Vorschlag:

§ 630c Absatz 3 Satz 3 BGB (neu):
Der Behandelnde hat den Patienten in diesem Fall 
schriftlich über Möglichkeiten zu informieren, sich nach 
dem zu erwartenden medizinischen und individuellen 
Nutzen der angebotenen Behandlung objektiv und neutral 
zu erkundigen, und ihm bis zum Vertragsabschluss eine 
angemessene Überlegungsfrist einzuräumen.

§ 17 Absatz 2 Satz 1 KHEntG (neu):

Dem Patienten ist eine angemessene Überlegungsfrist 
einzuräumen. (die bisherigen Sätze 2 und 3 werden die 
Sätze 3 und 4)
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Begründung:

Oft mangelt es an Überlegungszeit. 
Wahlleistungsvereinbarungen werden oft am Tag der 
Operation zur Unterschrift vorgelegt. Die Informationen 
sind zu lang und in der angespannten Situation des 
Patienten nicht zu erfassen, und in für den Patienten 
unverständlichen Juristendeutsch abgefasst. So erkennen 
viele Patienten nicht, dass sie zur Zahlung nicht nur der 
Rechnung des Chefarztes, sondern auch zur Zahlung 
veranlasster Laborleistungen etc. verpflichtet sind.

Bei den IGeL Leistungen kennen die Patienten oft nicht den 
Nutzen der angebotenen Behandlungsmethoden. Wenn 
Ärzte, die IGeL anbieten, verpflichtet werden, auf 
Informationsangebote der Krankenkassen o.ä. hinzuweisen, 
und die Patienten Zeit erhalten sich zu informieren, 
bestehen ausreichend Möglichkeiten, eine informierte 
Verbraucherentscheidung zu treffen.
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Eine Anekdote aus dem alten Wien:

In einem Wiener Cafe sitzt ein bekannter Mediziner 
und sieht, wie sich ein anderer Gast an einem Stück
Fleisch verschluckt. Der Mann droht zu ersticken, 
ringt nach Luft, läuft lila an, die Situation ist
dramatisch.

Der Professor geht ganz ruhig an den Tisch des 
Mannes, wendet den Heimlich-Griff an, und rettet so
dem Mann das Leben.

Der Mann kommt wieder zu Atem und fragt: „Ich 
würde mich gerne erkenntlich zeigen, was kann ich 
für Sie tun ?“

Der Professor in aller Bescheidenheit: „Zahlen Sie mir 
doch einfach das, was sie noch vor einer Minute
zu geben bereit gewesen wären.
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Und die Kausalität (keine Vermutung eines 
„aufklärungsrichtigen Verhaltens“) ? – der Entscheidung 
des BGH ist im Ergebnis zuzustimmen, es gibt – anders als 
in Kapitalanlagefällen – keine allein vernunftorientierte 
Entscheidungsfindung:

„Bei dieser Entscheidung steht nicht die wirtschaftliche 
Disposition im Vordergrund, sondern die von einer Vielzahl 
von Faktoren abhängige und nur von jedem Patienten 
individuell unter Berücksichtigung seiner persönlichen 
Vorstellungen, Wünsche und Prioritäten zu beantwortende 
Frage, ob ihm die ins Auge gefasste Behandlung so viel 
wert ist, dass er sie trotz des Umstands in Anspruch 
nehmen möchte, dass eine vollständige Übernahme der 
Behandlungskosten durch einen Dritten nicht gesichert ist 
(vgl. BGH, Urteil vom 1. Februar 1983 - VI ZR 104/81, Rn. 9 
"Abwägung des Für und Wider"). In diese Entscheidung 
fließen typischerweise auch medizinische Gesichtspunkte 
ein, wie beispielsweise die Dauer und Intensität des 
Leidensdrucks, die Ausschöpfung anderer 
Behandlungsmöglichkeiten ebenso wie verfügbare 
Behandlungsalternativen und die mit ihnen verbundenen 
Nachteile.“ (BGH, Urt. v. 28.01.2020, Az.: VI ZR 92/19)
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Einer Beweiserleichterung, gar Beweislastumkehr in Bezug 
auf die Kausalität, die Einführung einer Vermutung 
aufklärungsrichtigen Verhaltens de lege frenda ist nicht 
erforderlich.

Der BGH hierzu:

„Angesichts dieser höchst individuellen Prägung der 
Entscheidung ist es dem Patienten ….. nicht typischerweise 
unmöglich, darzulegen und zu beweisen, wie er auf die 
geschuldete Information reagiert hätte (vgl. OLG Stuttgart, 
VersR 2013, 583, juris Rn. 19).“

Die Entscheidung des OLG Stuttgart setzt sich mit der Frage 
der wirtschaftliche Aufklärung bei Ausgliederung von 
Leistungen aus einem Plankrankenhaus in eine Privatklinik 
auseinander. Der Patient hat im einzelnen Vor- und 
Nachteile der Behandlung in der Privatklinik gegenüber der 
im Plankrankenhaus darzulegen, das ist in sicher möglich.  
Hier wird der Patient und sein Rechtsvertreter sorgfältig 
argumentieren müssen.
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